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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr.  Ilja Seifert, Klaus Ernst,
 Dr. Martina Bunge, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
 – Drucksache 16/1948 –

 Gesetzeswidrige Abschläge bei Erwerbsminderungsrenten

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Der  Sozialverband  Deutschland  (SoVD)  hat  beim  Bundessozialgericht  mit
 einem  Revisionsverfahren  (B  4  RA  22/05  R)  am  16.  Mai  2006  ein  Urteil  er-
 stritten,  das  deutlich  macht,  dass  Rentenabschläge  bei  Erwerbsminderungsren-
 ten,  die  vor  dem  60.  Lebensjahr  in  Anspruch  genommen  werden,  gesetzes-  und
 grundrechtswidrig  sind.  Nach  Schätzung  des  SoVD  wurden  rund  200  000  Ren-
 tenbescheide  falsch,  zu  Ungunsten  der  Anspruchsberechtigten,  ausgestellt.  Die
 schriftliche  Urteilsbegründung  wird  für  Herbst  2006  erwartet.  Anschließend
 haben  die  Rentenversicherungsträger  mehrere  Monate  Zeit,  das  Urteil  zu  prü-
 fen  und  außerdem  die  Möglichkeit,  in  Revision  zu  gehen.  Während  dieser  Zeit
 müssen  die  Rentenversicherungsträger  keine  Anträge  der  Erwerbsminderungs-
 rentner auf Richtigstellung ihrer Bescheide bearbeiten.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Der  4.  Senat  des  Bundessozialgerichts  (BSG)  hat  am  16.  Mai  2006  über  eine
 Revision  entschieden,  bei  der  es  um  die  Frage  ging,  ob  ein  Rentenabschlag
 auch  bei  Personen  vorzunehmen  ist,  die  Anspruch  auf  eine  Rente  wegen  Er-
 werbsminderung haben und noch nicht 60 Jahre alt sind.

 Im  zu  beurteilenden  Fall  bezog  die  im  August  1960  geborene  Klägerin  ab  März
 2003  eine  befristete  Rente  wegen  voller  Erwerbsminderung,  die  der  Renten-
 versicherungsträger  –  unter  Beachtung  von  Übergangsregelungen  –  mit  einem
 Abschlag  von  8,1  Prozent  versehen  hatte.  Nach  dem  vom  BSG  veröffentlichten
 Termin-Bericht  hat  der  4.  Senat  in  diesem  Fall  entschieden,  dass  die  Deutsche
 Rentenversicherung  Bund  der  Klägerin  eine  abschlagsfreie  Rente  zu  zahlen
 habe.  Die  Frage,  wie  der  Rentenbezug  ab  dem  60.  Lebensjahr  zu  beurteilen  sei,
 ließ der Senat ausdrücklich offen.

 Nach  Auffassung  des  4.  Senats  seien  weder  im  Gesetz  noch  in  den  Gesetzes-
 materialien  Erklärungen  zu  finden,  dass  Erwerbsminderungsrenten  für  Bezugs-
 zeiten  vor  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  mit  Abschlägen  versehen  sein  soll-
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ten.  Diese  Darstellung  ist  ohne  Kenntnis  der  schriftlichen  Begründung  des
 Urteils  kaum  nachvollziehbar.  Denn  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  die  Höhe
 der  Erwerbsminderungsrenten  an  die  Höhe  der  vorzeitig  in  Anspruch  genom-
 menen  Altersrenten  durch  Abschläge  auch  bei  Bezug  einer  Erwerbsminde-
 rungsrente  vor  dem  60.  Lebensjahr  anzugleichen,  ergibt  sich  neben  den  Rege-
 lungen  über  die  Abschläge  selbst  auch  aus  der  gleichzeitig  vorgenommenen
 Verlängerung  der  sog.  Zurechnungszeit.  Die  Verlängerung  bis  zum  60.  Lebens-
 jahr  diente  nach  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  gerade  dazu,  bei  jüngeren
 Versicherten  die  Auswirkungen  der  Abschläge  abzumildern.  So  werden  in  der
 Gesetzesbegründung  auch  die  konkreten  Auswirkungen  der  Abschläge  auf  die
 Rentenhöhe  bei  Personen  dargestellt,  die  einen  Rentenfall  der  verminderten
 Erwerbsfähigkeit  vor  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  haben  (vgl.  Bundestags-
 drucksache 14/4230 S. 24).

 Vor  diesem  Hintergrund  ist  eine  Aussage  darüber,  ob  und  ggf.  welche  Konse-
 quenzen  dieses  Urteil  über  den  entschiedenen  Einzelfall  hinaus  haben  kann,
 erst  möglich,  wenn  die  schriftliche  Urteilsbegründung  vorliegt  und  sorgfältig
 analysiert worden ist.

 1.  Wird  die  Bundesregierung  die  notwendige  gesetzliche  Korrektur  der  2001
 eingeführten Abschläge vornehmen?

 Wenn ja, wann?

 Wenn nein, warum nicht?

 2.  Wird  die  Bundesregierung  etwas  unternehmen,  um  den  rund  200  000  be-
 troffenen  Erwerbsminderungsrentnern  noch  vor  einer  eventuellen  Gesetzes-
 klarstellung zu ihrem Recht und damit ihrem Geld zu verhelfen?

 Wenn ja, was?

 Wenn nein, warum nicht?

 Antwort zu den Fragen 1 und 2:

 Auf die Vorbemerkung wird verwiesen.
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